
StPO-8. Kapitel 74

(2) Das Gericht kann unter den Voraus­
setzungen des § 35 Absatz 4 des Strafgesetz­
buches durch Beschluß den Vollzug der bei 
der Verurteilung auf Bewährung angedroh­
ten Freiheitsstrafe anordnen. Zur Entschei­
dung hierüber kann es eine mündliche Ver­
handlung durchführen. Einen entsprechen­
den Antrag können der für die erzieheri­
sche Einwirkung verantwortliche Leiter, 
das Kollektiv, dem der Verurteilte ange­
hört, oder der Bürge stellen. Der Antrag 
kann auch vom Staatsanwalt gestollt wer­
den.

(3) Der Vollzug der bei der Verurtei­
lung auf Bewährung angedrohten Freiheits­
strafe darf auch nach Ablauf der Bewäh- 
rungszcit angeordnet werden, wenn bei 
Ablauf der Bewährungszeit gegen den Ver­
urteilten ein Strafverfahren wegen des 
Verdachts einer während der Bewährungs- 
zeit begangenen Straftat eingclcltct war 
und der Verurteilte wegen dieser Straftat 
zu einer Strafe mit Freiheitsentzug verur-

(4) War der Verurteilte wegen der Straf­
tat, die zu seiner Verurteilung auf Bewäh­
rung geführt hat, in Untersuchungshaft, 
vermindert sich die zu vollziehende Frei­
heitsstrafe um die Dauer der Untersu­
chungshaft.

§345
Verwirklichung besonderer Pflichten 

Jugendlicher

(1) Das Gericht hat unter unmittelba­
rer Mitwirkung der Schöffen, gesellschaftli­
chen Beauftragten und anderer Bürger die 
Verwirklichung der dem Jugendlichen auf- 
crlegten besonderen Pflichten außer ge­
meinnütziger Freizeitarbeit in dem not­
wendigen Umfange zu kontrollieren und 
alle erforderlichen Maßnahmen zu ver­
anlassen, um die Erfüllung dieser Pflichten 
durch den Jugendlichen zu gewährleisten.

(2) Das Gericht kann, insbesondere auf 
Antrag des Kollektivs oder des Bürgen, 
Jugendhaft bis zu zwei Wochen nusspre- 
chen, wenn sich der Verurteilte den ihm 
auferlegten Pflichten entzieht

(3) Über den Ausspruch der Jugendhaft 
entscheidet das Gericht nach mürdlicher 
Verhandlung durch Beschluß.

§346
Umwandlung von Geldstrafe 

in Freiheitsstrafe

Das Gericht entscheidet durch Beschluß 
gemäß § 36 Absatz 3 des Strafgesetzbuches 
über die Umwandlung einer Geldstrafe in 
eine Freiheitsstrafe. Das Gericht kann Zur 
Entscheidung über die Umwandlung eine 
mündliche Verhandlung durchführen.

§347
Aufenthaltsbeschränkung und Verbot 

einer bestimmten Tätigkeit

Das Gericht entscheidet bei Verkürzung 
der Dauer der Aufenthaltsbeschränkung 
oder des Tätigkeitsverbotes sowie bei Ver­
kürzung oder Aufhebung des Fahrerlaub­
nisentzuges gemäß §§ 52 Absatz 2, 53 Ab­
satz 6 und 54 Absatz 3 des Strafgesetzbu­
ches durch Beschluß. Der Staatsanwalt so­
wie die örtlichen Organe der Staatsmacht, 
die gesellschaftlichen Organisationen und 
unter ihrer Mitwirkung dio Kollektive der 
Werktätigen können einen entsprechenden 
Antrag stellen.

§348
Todesurteile

(1) Die Vollstreckung eines Todesurteils 
Ist nicht zulässig, solange über ein Gnaden­
gesuch für den Verurteilten nicht entschie­
den worden ist

(2) An Frauen, die zur Zeit der Tat, der 
Verurteilung oder des für die Vollstreckung 
bestimmten Zeitpunktes schwanger sind, 
wird die Todesstrafe auch nach der Entbin­
dung nicht vollstreckt.

(3) An Geisteskranken darf die Todes­
strafe nicht vollstreckt werden.

Strafaussetzung auf Bewährung

§349
(1) Das Gericht hat unter den Voraus­

setzungen des § 45 Absatz 1 des Strafgesetz­
buches den Vollzug der Freiheitsstrafe aus-
zusetzen.

(2) Beträgt die Freiheitsstrafe mehr als 
sechs Jahre, darf eine Aussetzung des Straf­
vollzugs erst erfolgen, wenn mindestens die 
Hälfte der Strafe vollzogen ist. Bei einem 
bereits mit Freiheitsentzug vorbestraften


